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Termine Juli 2020 

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeiträge fällig 

werden: 

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 

  Überweisung1 Scheck2 

Lohnsteuer,  

Kirchensteuer,  

Solidaritätszuschlag3 

10.07.2020 13.07.2020 07.07.2020 

Umsatzsteuer4 10.07.2020 13.07.2020 07.07.2020 

Kapitalertragsteuer, 

Solidaritätszuschlag 

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit einer erfolgten 

Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

Sozialversicherung5 29.07.2020 entfällt entfällt 

 

1 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des 

dem Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 

10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis 

der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so 

frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

2 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

3 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 

4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahres-

zahlern ohne Dauerfristverlängerung für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 

5 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats 

fällig. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Kran-

kenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen der jeweiligen 

Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 27.07.2020, 0 Uhr) vorliegen. 

Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung 

durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fällig-

keitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf 

einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

 

1. Arbeitsrecht 

Arbeitsunfall: Toilette gehört nicht zum versicherten Bereich 

An der Außentür der Toilettenanlage endet der Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung. Bei einem 

Unfall in den Wasch- und Toilettenräumen liegt deshalb kein Arbeitsunfall vor. Hintergrund: Eine Ar-

beitnehmerin rutschte im Toilettenraum, der dem gesamten Personal zur Verfügung stand, auf nassem 

Boden aus und stürzte. Sie befand sich beim Sturz an der Türschwelle zwischen dem Vorraum mit 

Waschbecken und den Toilettenkabinen. Da der Unfall während ihrer Arbeitszeit in den Räumlichkeiten 

des Arbeitgebers passierte, machte sie einen Arbeitsunfall geltend und begehrte Versicherungsschutz 
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von der zuständigen Berufsgenossenschaft. Die Berufsgenossenschaft lehnte es jedoch ab, das Er-

eignis als Arbeitsunfall anzuerkennen. Entscheidung: Das Landessozialgesetz wies die Klage ab. Die 

Richter entschieden, dass die rechtlichen Voraussetzungen für einen Arbeitsunfall nicht erfüllt waren. 

Der Gang zur Toilette gehört zum nicht versicherten persönlichen Lebensbereich, da er unabhängig 

von einer betrieblichen Tätigkeit erforderlich ist. Zum nicht versicherten Bereich gehört der gesamte 

Aufenthalt in allen zur Toilette gehörenden Räumlichkeiten, weshalb auch das Händewaschen nicht 

versichert ist. Der zuvor in den Räumlichkeiten des Arbeitgebers bestehende Versicherungsschutz en-

det damit an der Außentür zur Toilettenanlage. 

Bewerbungsgespräch: Arbeitgeber darf nicht pauschal nach Vorstrafen oder Ermitt-

lungsverfahren fragen 

Im Bewerbungsverfahren darf ein Arbeitgeber nach Vorstrafen und Ermittlungsverfahren fragen – aber 

nur, wenn und soweit die künftige Tätigkeit des Bewerbers dies erfordert. Ein allgemeines Fragerecht 

gibt es also nicht. Hintergrund: Der Auszubildende hatte sein Ausbildungsverhältnis im August 2018 

begonnen. Im Einstellungsverfahren musste er ein Personalblatt ausfüllen. Beim Punkt "Gerichtliche 

Verurteilungen / schwebende Verfahren" antwortete er mit "Nein". Zu dieser Zeit war allerdings ein 

Strafverfahren wegen Raubes gegen ihn anhängig, die Hauptverhandlung stand bevor. Im Juli 2019 

teilte der Auszubildende dem Arbeitgeber mit, dass er eine Haftstrafe antreten muss. Der Arbeitgeber 

erklärte daraufhin die Anfechtung des Ausbildungsvertrags wegen arglistiger Täuschung. Entschei-

dung: Das Arbeitsgericht entschied, dass der Arbeitgeber den Ausbildungsvertrag nicht wegen arglis-

tiger Täuschung anfechten konnte. Arbeitgeber dürfen Bewerber im Einstellungsverfahren nur nach 

Vorstrafen fragen, wenn und soweit diese für die Art des zu besetzenden Arbeitsplatzes relevant sein 

können. Es besteht jedoch kein allgemeines Fragerecht des Arbeitgebers nach Vorstrafen und Ermitt-

lungsverfahren jedweder Art. Im Rahmen seiner Tätigkeit hatte der Auszubildende zwar Zugriff auf 

verschiedene hochwertige Vermögensgüter des Arbeitgebers. Die allgemeine Frage im Personalblatt 

nach eventuellen gerichtlichen Verurteilungen und schwebenden Verfahren war jedoch bei einer Be-

werbung für eine Ausbildung als Fachkraft für Lagerlogistik zu weitgehend. Denn nicht jede denkbare 

Straftat begründet Zweifel an der Eignung des Bewerbers für die Ausbildung zur Fachkraft für Lager-

logistik. Im Hinblick auf das allgemeine Persönlichkeitsrecht des Bewerbers war die Frage somit unzu-

lässig. Der Auszubildende durfte sie folglich nicht wahrheitsgemäß beantworten. 

Interne Datenschutzbeauftragte dürfen nur aus wichtigem Grund gekündigt werden 

Wenn Unternehmen einen internen Datenschutzbeauftragten bestellen, müssen sie den Sonderkündi-

gungsschutz beachten. Eine Kündigung darf deshalb nur bei Vorliegen eines wichtigen Grundes erfol-

gen. Und auch für eine Abberufung braucht es einen wichtigen Grund. Hintergrund: Der Arbeitgeber 

war zur Bestellung eines betrieblichen Datenschutzbeauftragten nach § 38 Abs. 1 Satz 1 BDSG ver-

pflichtet. Anfang 2018 wurde die Arbeitnehmerin für den Bereich Recht als Teamleiterin eingestellt und 

zudem als betriebliche, interne Datenschutzbeauftragte bestellt. Zudem übernahm sie die Aufgabe ei-

ner externen Datenschutzbeauftragten für die Tochterunternehmen des Arbeitgebers. Mitte August 

2018 wurde ihr das Arbeitsverhältnis gekündigt, hilfsweise die Bestellung zur Datenschutzbeauftragten 
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widerrufen. Hiergegen wehrte sich die Datenschutzbeauftragte, da aus ihrer Sicht der Sonderkündi-

gungsschutz vom Arbeitgeber nicht beachtet wurde. Der Arbeitgeber trug dagegen vor, dass die Kün-

digung aus organisatorischen, finanziellen und personalpolitischen Gründen erfolgte. Die Abberufung 

als Datenschutzbeauftragte war wegen des relativ hohen Risiko- und Haftungspotenzials für Anwen-

dungs- und Ausführungsfehler im Bereich Datenschutz und einer notwendigen Professionalisierung für 

den Aufgabenbereich des Datenschutzbeauftragten erforderlich gewesen. Entscheidung: Vor dem 

Landesarbeitsgericht bekam die Arbeitnehmerin Recht. Die Richter stellten fest, dass die Kündigung 

unwirksam war. Auch wurde die Stellung als Datenschutzbeauftragte nicht wirksam widerrufen. Zum 

Zeitpunkt der Kündigung galt für die Arbeitnehmerin der besondere Kündigungsschutz für Daten-

schutzbeauftragte nach §§ 38 Abs. 2, 6 Abs. 4 Satz 2 BDSG. Danach war die Kündigung ihres Arbeits-

verhältnisses unzulässig, da aus Sicht des Gerichts keine Tatsachen vorlagen, die den Arbeitgeber zur 

Kündigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist berechtigten. Der Sonderkün-

digungsschutz gilt bereits in der Probezeit. Dieser besondere Kündigungsschutz verstößt auch nicht 

gegen die DSGVO. Danach darf der Datenschutzbeauftragte wegen der Erfüllung seiner Aufgaben 

nicht abberufen oder benachteiligt werden. Die DSGVO lässt spezifische arbeitsrechtliche Regelungen 

für den Datenschutzbeauftragten zu, soweit der Schutz nicht hinter dem Schutz der DSGVO zurück-

bleibt. Da die Regelung in der DSGVO keine spezifischen Regeln des Kündigungsschutzes für Daten-

schutzbeauftragte enthält, verbietet sie keinen darüber hinaus gehenden Kündigungsschutz. Damit 

wird die Unabhängigkeit des abhängig beschäftigten Arbeitnehmers von der Einflussnahme seines 

Arbeitgebers auf die Arbeit als Datenschutzbeauftragten gewährleistet. Auch erfolgte die Abberufung 

der Datenschutzbeauftragten nicht wirksam. Bei dem Abberufungsschutz handelt es sich um eine ar-

beitsrechtliche Regelung, sodass die Abberufung nur aus wichtigem Grund erfolgen darf. Ein solcher 

lag nach Auffassung des Gerichts aber nicht vor. 

Vorbeschäftigung liegt 15 Jahre zurück: Sachgrundlose Befristung ist trotzdem nicht 

erlaubt 

Auch wenn eine Vorbeschäftigung 15 Jahre zurückliegt, ist eine sachgrundlose Befristung unwirksam. 

Deshalb muss ein befristet eingestellter Arbeitnehmer unbefristet weiterbeschäftigt werden. Hinter-

grund: Die Klägerin war bei ihrem Arbeitgeber von April 1999 bis Ende Juli 2000 angestellt. Im Jahr 

2014 bewarb sie sich erneut beim selben Arbeitgeber. In ihrem Lebenslauf war die Vorbeschäftigung 

nicht aufgeführt. Im Personalbogen, den sie bei der Einstellung ausfüllte, beantwortete die Klägerin die 

Frage nach der Vorbeschäftigung im Betrieb jedoch mit "Ja". Der Arbeitsvertrag wurde befristet von 

Dezember 2014 bis Ende April 2015 geschlossen. Der Arbeitsvertrag enthielt eine Klausel, mit der die 

Klägerin bestätigte, dass sie bisher in keinem befristeten oder unbefristeten Arbeitsverhältnis zum Ar-

beitgeber stand. Das Arbeitsverhältnis wurde durch mehrere Fortsetzungsverträge bis Ende Septem-

ber 2018 jeweils befristet verlängert. Nach Auslaufen der letzten Befristung wehrte sich die Klägerin 

gegen die Beendigung des Arbeitsverhältnisses aufgrund Befristungsablauf. Entscheidung: Die Klage 

vor dem Landesarbeitsgericht hatte Erfolg. Zwar durften die mehrfachen Befristungsverlängerungen 

des Arbeitsverhältnisses vorgenommen werden, weil es nach dem einschlägigen Tarifvertrag zulässig 

war, eine Befristung höchstens für 6 Jahre mit insgesamt maximal 9 Verlängerungen festzulegen. Al-

lerdings war die sachliche Befristung schon von vornherein nicht mehr möglich gewesen, da mit der 
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Klägerin zuvor schon ein Arbeitsverhältnis bestanden hatte. Dieses lag auch noch nicht "sehr lange" 

zurück. Denn das Bundesarbeitsgericht hatte in einem anderen Fall bereits einen Zeitraum von 15 

Jahren als "nicht sehr lang" bewertet. Auf die Klausel im Arbeitsvertrag, mit der die Klägerin bestätigte, 

bisher in keinem befristeten oder unbefristeten Arbeitsverhältnis zum Arbeitgeber gestanden zu haben, 

konnte sich der Arbeitgeber nicht berufen. Eine solche Vertragsklausel stellt eine allgemeine Ge-

schäftsbedingung dar und ist als solche unwirksam. Bestimmungen in Allgemeinen Geschäftsbedin-

gungen sind nämlich unwirksam, wenn sie die Beweislast zum Nachteil des anderen Vertragsteils än-

dern, indem der Verwender den anderen Vertragsteil bestimmte Tatsachen bestätigen lässt. Außerdem 

hatte die Klägerin wahrheitsgemäß angegeben, bereits früher beim Arbeitgeber beschäftigt gewesen 

zu sein. Aufgrund der Angaben der Klägerin im Einstellungsbogen hätte der Arbeitgeber nachfragen 

oder nachforschen müssen. Dass der Arbeitgeber ein solches Nachfragen trotz entsprechendem An-

lass unterlassen hat, ist zumindest fahrlässig und schließt eine Schutzwürdigkeit seines Vertrauens in 

die Vollständigkeit der arbeitnehmerseitigen Angaben aus. Demzufolge wurde der Arbeitgeber zur un-

befristeten Weiterbeschäftigung der Arbeitnehmerin verurteilt. 

 

2. GmbH-Gesellschafter/-Geschäftsführer 

Einreichung einer neuen Gesellschafterliste beim Handelsgericht: Was passiert bei ei-

ner fehlenden Veränderungsspalte? 

Wird eine neue Gesellschafterliste zum Handelsregister eingereicht, ist eine Veränderungsspalte emp-

fehlenswert. Allerdings steht das Fehlen der Veränderungsspalte der Aufnahme der Gesellschafterliste 

zum Handelsregister nicht entgegen, da es sich hierbei nur um eine Soll-Vorschrift handelt. Hinter-

grund: Nach Veränderungen im Gesellschafterbestand einer GmbH reichte der beurkundende Notar 

eine neue Gesellschafterliste zum Handelsregister ein. Die Gesellschafterliste enthielt keine Verände-

rungsspalte, aus der die Veränderungen ersichtlich waren. Das Registergericht lehnte deshalb die Hin-

terlegung der Gesellschafterliste ab. Dagegen legte der Notar Beschwerde ein. Entscheidung: Das 

Oberlandesgericht entschied, dass trotz der fehlenden Veränderungsspalte die Gesellschafterliste im 

Handelsregister hinterlegt werden muss, und gab dem Notar Recht. Zwar sollen nach der sog. Gesell-

schafterlistenverordnung Veränderungen bei der GmbH in eine Veränderungsspalte eingetragen wer-

den. Die Hinterlegung der Gesellschafterliste darf aber trotzdem nicht abgelehnt werden, wenn die 

Veränderungsspalte fehlt. Kommt es zu Änderungen bei den Gesellschaftern einer GmbH oder dem 

Umfang ihrer Beteiligung, muss eine neue Gesellschafterliste zum Handelsregister eingereicht werden. 

Denn im Verhältnis zur Gesellschaft gilt nur derjenige als Gesellschafter und kann Gesellschafterrechte 

ausüben, der in die Gesellschafterliste eingetragen ist. Die Gesellschafterliste muss bestimmte Forma-

lien erfüllen. So müssen insbesondere die Geschäftsanteile nummeriert sowie jeweils der Nennbetrag 

der Geschäftsanteile und ihr prozentualer Anteil am Stammkapital der Gesellschaft angegeben wer-

den. Weitere formelle Anforderungen sind in der sog. Gesellschafterlistenverordnung geregelt. Diese 

sieht u. a. vor, dass die Veränderungen, aufgrund derer eine neue Gesellschafterliste eingereicht wird, 

in eine Veränderungsspalte eingetragen werden sollen, um die Nachvollziehbarkeit der Änderungen 
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zu erleichtern. Hierbei handelt es sich jedoch um eine bloße Soll-Vorschrift. Wenn die Veränderungs-

spalte fehlt, muss die Gesellschafterliste vom Registergericht also grundsätzlich trotzdem hinterlegt 

werden. 

 

3. Kapitalanlage & Versicherung 

Zum Entzug von Aktien aufgrund einer Kapitalherabsetzung auf Null 

Ein Verlust, der aus einem entschädigungslosen Entzug von Aktien durch eine Kapitalherabsetzung 

auf Null entsteht, ist als Aktienveräußerungsverlust steuerbar. Das gilt auch für einen Bezugsrechts-

ausschluss für die anschließende Kapitalerhöhung auf der Grundlage eines Insolvenzplans. Hinter-

grund: Die X-GbR erwarb als Depotgemeinschaft in den Jahren 2011/2012 39.000 Namensaktien         

o. N. der A-AG zum Gesamtkaufpreis von 36.262 EUR. Im Jahr 2012 wurde über das Vermögen der 

A-AG das Insolvenzverfahren eröffnet. Das Grundkapital der AG wurde zur Verlustdeckung auf Null 

herabgesetzt und eine Kapitalerhöhung unter Ausschluss des Bezugsrechts der X und der übrigen 

Altaktionäre beschlossen. An der Kapitalerhöhung nahm lediglich ein Gläubiger der A-AG teil. Der  

börsliche Handel der Altaktien wurde eingestellt. An die Altaktionäre wurde weder ein Herabsetzungs-

betrag ausgekehrt noch wurde ihnen eine sonstige Entschädigung gewährt. X machte den Verlust bei 

den Einkünften aus Kapitalvermögen geltend, was das Finanzamt jedoch ablehnte. Die dagegen erho-

bene Klage wurde vom Finanzgericht abgewiesen, da kein Verlust aus der "Veräußerung" der Aktien 

im Sinne des Einkommensteuergesetzes vorlag. Entscheidung: Der Bundesfinanzhof sah dies anders 

und entschied, dass der Entzug der Aktien durch die Kapitalherabsetzung auf Null samt des Bezugs-

rechtsausschlusses für die anschließende Kapitalerhöhung steuerbar war. Der Klägerin entstand hie-

raus ein Verlust in der beantragten Höhe. Zur weiteren Begründung führten die Richter aus: Der ent-

schädigungslose Untergang der Aktien kann nicht unter den Veräußerungsbegriff subsumiert werden. 

Denn es handelt sich um einen Vorgang, bei dem weder ein Entgelt gezahlt wird noch ein Rechtsträ-

gerwechsel stattfindet. Fehlen diese beiden Komponenten, liegt keine Veräußerung vor. Der Veräuße-

rungsbegriff kann nicht über seinen Wortsinn hinaus umfassend in der Weise ausgelegt werden, dass 

er sämtliche Vorgänge erfasst, in denen der Halter seine Kapitalanlage verliert. Der Untergang der 

Aktien lässt sich nicht unter das Merkmal der Einlösung fassen. Denn die Einlösung ist keine Kategorie 

des Gesellschaftsrechts. Der "Entzug" von Aktien und die Erfüllung darin verbriefter Forderungen er-

folgt im Rahmen der besonderen aktienrechtlichen Verfahren zur Einziehung, Kapitalherabsetzung und 

Liquidation. Der Vorgang war nicht als verdeckte Einlage steuerbar. Eine verdeckte Einlage verlangt 

die Zuwendung eines bilanzierbaren Vermögensvorteils an die Gesellschaft aus gesellschaftsrechtli-

chen Gründen ohne eine wertadäquate Gegenleistung. Die Aktien der X wurden indes nicht als bilan-

zierbares Wirtschaftsgut an die A-AG übertragen, denn sie erloschen aufgrund der Kapitalherabset-

zung auf Null, ohne auf diese überzugehen. Im vorliegenden Fall war eine analoge Anwendung des 

§ 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 EStG geboten. Bei der Ausgestaltung des § 20 Abs. 2 EStG kann der Gesetz-

geber den Entzug durch eine Kapitalherabsetzung auf Null samt eines Bezugsrechtsausschlusses im 

Rahmen eines Insolvenzplans nicht im Blick gehabt haben. Diese Möglichkeit wurde erst 2011 ge-

schaffen. Sie konnte bei der Einführung der Abgeltungsteuer zum 1.1.2009 noch nicht berücksichtigt 
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worden sein. Die Leistungsfähigkeitsminderung des Anteilseigners ist vergleichbar mit einer Leistungs-

fähigkeitsminderung, die der Anteilseigner erleidet, wenn er seine Aktie noch rechtzeitig vor der Insol-

venzeröffnung oder der gerichtlichen Bestätigung des Insolvenzplans ohne Gegenleistung veräußert 

oder wenn die Aktie ohne Entschädigung zur Weiterübertragung auf Gläubiger von der AG eingezogen 

wird oder wenn er die Aktie durch einen Squeeze Out mit Verlust verliert. Die sonach vorhandene 

planwidrige Gesetzeslücke ist durch eine entsprechende Anwendung des Veräußerungstatbestands 

gem. § 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 EStG auf den im vorliegenden Fall eingetretenen "Aktienentzug" zu 

schließen. 

 

4. Land- und Forstwirtschaft 

Umgehung einer gewerblichen Tierhaltung durch beteiligungsidentische KG und GbR 

Der Grat zwischen landwirtschaftlichem Vermögen und Betriebsvermögen ist ein schmaler, wie ein 

Urteil des Bundesfinanzhofs zeigt. In dem Fall ging es um eine landwirtschaftlich tätige GbR, die die 

sich für sie ergebende Möglichkeit zur landwirtschaftlichen Tierhaltung in Vieheinheiten auf eine KG 

übertrug, die wiederum einen Betrieb zur Tierhaltung ohne ausreichende Nutzung eigener landwirt-

schaftlicher Flächen unterhielt. An beiden Gesellschaften waren jeweils dieselben Gesellschafter be-

teiligt. Hintergrund: Die im Jahr 2006 gegründete X-KG betrieb eine Hühnermast. Kommanditisten wa-

ren die Eheleute F und M. Persönlich haftender Gesellschafter war Sohn S. Dieser brachte das Grund-

stück in das Gesamthandsvermögen der KG ein. Eine nicht für die Hühnermast genutzte Teilfläche 

von 10.000 qm verpachtet die KG an die Y-GbR, die 1998 durch F und M gegründet worden war und 

einen landwirtschaftlichen Betrieb unterhielt. F und M stellten die in ihrem Eigentum stehenden Grund-

stücke und Gebäude der GbR zur Nutzung zur Verfügung. Im Jahr 2006 nahmen sie S als weiteren 

Gesellschafter der GbR auf. Ab 1.7.2007 überließ die GbR 500 Vieheinheiten an die KG. Das Finanz-

amt ging davon aus, dass die KG keine eigenen Flächen landwirtschaftlich nutzte, da die Ackerfläche 

an die GbR verpachtet und als Stückländerei zu bewerten war. Das Finanzamt wertete im Einheits-

wertbescheid deshalb den mit dem Hühnermaststall bebauten Grundstücksteil als Grundstücksart "Ge-

schäftsgrundstück" (Betriebsgrundstück). Das Grundstück wurde der KG zugerechnet. Die KG bean-

tragte eine fehlerbeseitigende Art- und Wertfortschreibung für den mit dem Stall bebauten Grund-

stücksteil. Sie war der Ansicht, dass eine Tierhaltungskooperation und damit ein Betrieb der Land- und 

Forstwirtschaft vorlag. Die Klage vor dem Finanzgericht hatte Erfolg. Entscheidung: Der Bundesfinanz-

hof folgte der Entscheidung des Finanzgerichts und wies die Revision des Finanzamts zurück. Nach 

Ansicht der obersten Finanzrichter waren die Voraussetzungen für eine fehlerbeseitigende Art- und 

Wertfortschreibung erfüllt. Denn die mit dem Hühnermaststall bebaute Grundstücksfläche war dem 

landwirtschaftlichen Vermögen der KG und nicht dem Betriebsvermögen zuzuordnen. Die Tierbe-

stände gehörten zur landwirtschaftlichen Nutzung, auch wenn die KG selbst keine bzw. nicht genügend 

eigene Flächen landwirtschaftlich genutzt hat. Das Erfordernis, dass alle Gesellschafter Inhaber eines 

Betriebs der Land- und Forstwirtschaft mit selbst bewirtschafteten Flächen sind, war hier gegeben. 

Denn die Gesellschafter der KG waren zugleich Gesellschafter der landwirtschaftlich tätigen GbR und 

damit als Mitunternehmer Inhaber eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebs. Dementsprechend 
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waren auch die Einkünfte den Gesellschaftern zuzurechnen. Die von der GbR vorgenommene Über-

tragung der Möglichkeit zur landwirtschaftlichen Tierhaltung in Vieheinheiten auf die KG, die Tierhal-

tung betreibt, war den Gesellschaftern der GbR, die zugleich Gesellschafter der KG waren, zuzurech-

nen. Die von S in die KG eingebrachte und somit zum Gesamthandsvermögen gehörende Ackerfläche, 

die an die GbR verpachtet wurde, generierte zudem bei der GbR Vieheinheiten, die bei der Übertra-

gung dem Gesellschafter S anteilig zuzurechnen waren. 

 

5. Sonstige Steuern 

Geerbte Grabpflegeverpflichtung: Aufwendungen gehören zu den Nachlassverbindlich-

keiten 

Hatte sich bereits der Erblasser zur Pflege einer Grabstätte verpflichtet und geht diese Pflicht auf den 

Erben über, gehören die Pflegekosten zu den Nachlassverbindlichkeiten. Hintergrund: Die Mutter des 

Erblassers E starb im Jahr 2012 und wurde aufgrund eines von E erworbenen von 2012 bis 2032 

dauernden Nutzungsrechts in einer Wahlgrabstätte beigesetzt. Nachdem E im Jahr 2013 gestorben 

war, machte dessen Alleinerbe X bei der Festsetzung der Erbschaftsteuer den Abzug seiner Aufwen-

dungen aus der von E ererbten Grabpflegeverpflichtung in Höhe von 49.200 EUR als Nachlassver-

bindlichkeit geltend. Das Finanzamt lehnte dies ab und berücksichtigte die Kosten nicht. Die Klage vor 

dem Finanzgericht hatte keinen Erfolg. Die Richter waren u. a. der Ansicht, dass unter die Nachlass-

verbindlichkeiten nur die Kosten für die Bestattung des Erblassers selbst fielen. Darüber hinaus war 

die auf X übergegangene Pflicht zur Grabpflege Teil des im Zeitpunkt des Erbfalls noch nicht beende-

ten Nutzungsverhältnisses. Als schwebendes Geschäft mit ausgeglichenen Leistungspflichten war es 

nicht in die Bemessungsgrundlage einzubeziehen. Entscheidung: Der Bundesfinanzhof sah das an-

ders. Er hob deshalb das Finanzgerichtsurteil auf und verwies die Sache an das Finanzgericht zurück. 

Nach Meinung des Bundesfinanzhofs war das Finanzgericht fälschlich davon ausgegangen, dass das 

Nutzungsrecht und die Grabpflegeverpflichtung ausgeglichen waren, sodass ein für X günstiger Abzug 

der Pflegekosten nicht erreicht werden konnte. Der Bundesfinanzhof lehnte ein schwebendes Geschäft 

ab und hielt eine Nachlassverbindlichkeit für möglich. Bei dem Grabnutzungsrecht handelt es sich um 

ein subjektiv-öffentliches Sonderrecht, das in der Person des Rechtsinhabers (hier: E) besteht. Es en-

det nicht mit dessen Tod, sondern ist übertragbar. Ob das Nutzungsrecht bei Tod des Nutzungsbe-

rechtigten auf den Erben übergeht, entscheidet sich nach der Friedhofssatzung. Wegen der mit dem 

Nutzungsrecht verbundenen Pflichten muss der Erbe der Übertragung allerdings zustimmen. Die Auf-

wendungen für die Grabpflege sind als Nachlassverbindlichkeiten abzugsfähig, wenn sich bereits der 

Erblasser für die gesamte Dauer der Laufzeit des Nutzungsrechts zur Pflege verpflichtet hatte und der 

Erbe diese Verpflichtung übernommen hat. Denn in diesem Fall hätte der Erblasser die Kosten für die 

gesamte Dauer der Nutzung und für die Pflege – also auch für die erst nach seinem Tod entstehenden 

Aufwendungen – tragen müssen, wenn er nicht verstorben wäre. Die Kosten sind allerdings nur im 

Rahmen des Üblichen abzugsfähig. Sie können anhand der Kosten ortsnaher Friedhofsgärtner ge-

schätzt werden. Das gilt auch dann, wenn der Erbe tatsächlich höhere Aufwendungen hat, die z. B. 

durch die gesellschaftlichen, persönlichen oder beruflichen Umstände des Erblassers oder des Erben 

bedingt sind. Sind in der Grabstätte sowohl der Erblasser als auch dritte Personen bestattet, sind die 
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Grabpflegekosten nur nach § 10 Abs. 5 Nr. 3 ErbStG abzugsfähig. Durch den Abzug sind auch die 

Aufwendungen für die Grabpflegekosten Dritter mit abgegolten. Werden die Aufwendungen nicht im 

Einzelnen nachgewiesen, gelten alle Pflegekosten im Zusammenhang mit dem Grab durch den 

Pauschbetrag in Höhe von 10.300 EUR als abgegolten. Ein schwebendes Geschäft, das bei der Be-

messungsgrundlage nicht zu berücksichtigen ist, lag hier nicht vor. Die Hauptpflichten aus dem Grab-

nutzungsvertrag (Zahlung der Grabnutzungsgebühr und die Erlaubnis zur Nutzung der Grabstätte) 

sind, wenn der Erblasser die Gebühr entrichtet hat, im Todeszeitpunkt erfüllt. Noch nicht erfüllt ist le-

diglich die Pflicht des Erben zur Pflege der Grabstätte. Dabei handelt es sich aber um eine bloße 

Nebenpflicht. Das Finanzgericht wird nun zu ermitteln haben, ob X der Übertragung des Grabnutzungs-

rechts auf ihn zugestimmt hat. Außerdem ist die Höhe der von E gezahlten Gebühr für den Erwerb des 

Nutzungsrechts festzustellen und aufzuklären, ob in dem Grab nur dritte Personen, nicht aber E be-

stattet sind. 

Offenbare Unrichtigkeit: Was passiert bei Nichtbeachtung der durch das Risikoma-

nagement gegebenen Hinweise? 

Ignoriert ein Sachbearbeiter Prüf- und Risikohinweise des Risikomanagementsystems und unterlässt 

er daraufhin eine weitere Sachverhaltsermittlung, liegt kein mechanisches Versehen vor. Vielmehr han-

delt es sich um einen Ermittlungsfehler, der eine Änderung des Steuerbescheids ausschließt. Hinter-

grund: Die Eheleute heirateten im Jahr 2010. In der Einkommensteuer-Erklärung gaben sie u. a. Ein-

künfte des Ehemanns aus selbstständiger Arbeit in Höhe von 129.000 EUR an. Beim Einscannen der 

Erklärung durch das Finanzamt wurde die Anlage S versehentlich nicht mit eingescannt, sodass die 

Erfassung der Einkünfte des Ehemanns unterblieb. Nach der maschinellen Prüfung der eingescannten 

Daten gingen verschiedene Prüf- und Risikohinweise ein, die den Fall als risikobehaftet werteten und 

er deshalb personell zu prüfen war. Die Sachbearbeiterin und der Sachgebietsleiter arbeiteten diese 

Hinweise ab und versahen sie mit Vermerken und Haken. Trotzdem blieben die Einkünfte des Ehe-

manns aus selbstständiger Arbeit unberücksichtigt. Der Fehler wurde erst bei der Bearbeitung des 

Folgejahres festgestellt. Das Finanzamt erließ einen Änderungsbescheid und begründete dies mit ei-

ner offenbaren Unrichtigkeit. Das Finanzgericht wies die Klage ab. Entscheidung: Der Bundesfinanzhof 

entschied dagegen, dass der Bescheid nicht mehr geändert werden konnte. Offenbare Unrichtigkeiten, 

die jederzeit berichtigt werden können, sind mechanische Fehler, also z.B. Schreib- und Rechenfehler, 

Eingabe- oder Übertragungsfehler, die ohne weitere Prüfung erkannt werden. Nicht zu den offenbaren 

Unrichtigkeiten zählen dagegen Fehler bei der Anwendung einer Rechtsnorm, also z.B. Auslegungs-

fehler, unrichtige Tatsachenwürdigung, unzutreffende Annahme eines nicht vorliegenden Sachver-

halts. Bei einer unterlassenen oder unrichtigen Tatsachenaufklärung liegt ein Rechtsfehler (Rechtsirr-

tum, Denkfehler) vor, der eine Berichtigung wegen einer offenbaren Unrichtigkeit ausschließt. Wird 

dagegen ein Sachverhaltsteil aus Unachtsamkeit nicht berücksichtigt (Übersehen), handelt es sich um 

ein mechanisches Versehen, das eine Korrektur wegen offenbarer Unrichtigkeit eröffnet. Das Überse-

hen eines Prüfhinweises oder auch eine besonders oberflächliche Behandlung durch das Finanzamt 

ermöglicht somit eine Berichtigung nur dann, wenn die Prüfung nicht zu einer neuen Willensbildung 

des Veranlagungsbeamten im Tatsachen- oder Rechtsbereich geführt hat. Bleibt etwa ein Prüfhinweis 

unbeachtet, perpetuiert sich lediglich der Eingabefehler des Sachbearbeiters. Anders ist es jedoch, 
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wenn sich dem Sachbearbeiter aufgrund von Prüfhinweisen Zweifel an der Richtigkeit seiner Eingabe 

aufdrängen mussten und er trotz dieser Zweifel eine weitere Sachverhaltsaufklärung unterlässt. Denn 

auch bei einem Risikomanagementsystem bleibt das Finanzamt zur Sachverhaltsermittlung verpflich-

tet. Hiervon ausgehend konnte der Bescheid nicht berichtigt werden. Dass bei der Erfassung der Ein-

kommensteuer-Erklärung die Anlage S nicht mit eingescannt wurde, stellt zwar ein offenbares mecha-

nisches Versehen dar. Dieses wurde jedoch durch den anschließenden Fehler in der Sachverhaltser-

mittlung überlagert. Die Nichtberücksichtigung der selbstständigen Einkünfte des Ehemanns beruhte 

darauf, dass der Sachverhalt insoweit nicht aufgeklärt wurde, obwohl aufgrund der Hinweise Zweifel 

an der Richtigkeit dieser Einkünfte bestanden und daher eine weitere Sachaufklärung geboten gewe-

sen wäre. Damit beruht der Fehler auf einer unzureichenden Sachverhaltsaufklärung, die als Rechts-

fehler eine spätere Berichtigung wegen einer offenbaren Unrichtigkeit ausschließt. 

Prozesskosten wegen zum Nachlass gehörenden Ansprüchen sind Nachlassverbind-

lichkeiten 

Klagt ein Erbe vergeblich auf Herausgabe eines vermeintlichen Nachlassgegenstands, gehören die 

Kosten des Zivilprozesses zu den Nachlassregelungskosten. Diese sind als Nachlassverbindlichkeiten 

abzugsfähig. Hintergrund: Der Erblasser E wurde von 2 Miterben beerbt. Die Erben führten einige Zi-

vilprozesse, zum einen gegen eine Bank auf Herausgabe eines E zugeordneten Depots, zum anderen 

gegen die Stadt wegen Herausgabe einer ihr von E geschenkten Porzellansammlung. Weiterhin klag-

ten sie auf Schadensersatz gegen den Mieter eines Wohngrundstücks, das E zur Hälfte gehörte, we-

gen verspäteter Räumung. Während die Klage gegen die Bank Erfolg hatte, blieben die Klagen gegen 

die Stadt und den Mieter erfolglos. Die Erben beantragten, die Prozesskosten abzuziehen und die 

Wertpapiere wegen Wertminderung niedriger anzusetzen. Das Finanzamt wies den Antrag zurück, das 

Finanzgericht wies die anschließende Klage ab. Entscheidung: Als Nachlassregelungskosten und da-

mit als Nachlassverbindlichkeiten sind Kosten abzugsfähig, die dem Erwerber unmittelbar im Zusam-

menhang mit der Abwicklung, Regelung oder Verteilung des Nachlasses oder mit der Erlangung des 

Erwerbs entstehen. Der Begriff der Nachlassregelungskosten umfasst u. a. die Kosten der tatsächli-

chen und rechtlichen Feststellung des Nachlasses sowie alle Kosten, die aufgewendet werden müs-

sen, um die Erben in den Besitz der ihnen aus der Erbschaft zukommenden Güter zu setzen. Demnach 

können zu den Nachlassregelungskosten auch Kosten zählen, die dem Erben durch die gerichtliche 

Geltendmachung von zum Nachlass gehörenden Ansprüchen des Erblassers entstehen. Die Kosten 

müssen in einem engen zeitlichen und sachlichen Zusammenhang mit dem Erwerb von Todes wegen 

stehen. Ein enger sachlicher Zusammenhang liegt vor, wenn die Klage dazu dient, den Umfang des 

Nachlasses zu klären oder die Herausgabe von Nachlassgegenständen von Dritten zu erwirken. Ein 

enger zeitlicher Zusammenhang besteht, wenn die Klage unverzüglich nach dem Erbfall, d. h. inner-

halb einer angemessenen Prüfungs- und Vorbereitungszeit erhoben wird. Die Prozesskosten wegen 

verspäteter Räumung hält der Bundesfinanzhof nicht für abzugsfähig. Bei diesen Kosten handelt es 

sich nicht um Nachlassregelungskosten, sondern um nicht abzugsfähige Kosten der Nachlassverwer-

tung. Die Klage diente nicht dazu, das Bestehen eines nachlasszugehörigen Anspruchs auf Heraus-

gabe der Immobilie zu klären. Es ging vielmehr um einen Schadensersatzanspruch gegen den Mieter 

wegen verspäteter Räumung, nachdem die Erben das Grundstück verkauft hatten. Ausgehend von 
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dem weiten Begriff der Nachlassregelungskosten kommt auch ein Abzug der Prozesskosten betreffend 

die Herausgabe der Porzellansammlung in Betracht. Das Finanzgericht muss diesbezüglich klären, ob 

der erforderliche zeitliche Zusammenhang mit dem Erwerb vorliegt. Außerdem ist zu ermitteln, welche 

der geltend gemachten Kostenbestandteile berücksichtigungsfähig sind. An die Darlegung und den 

Nachweis stellt der Bundesfinanzhof hohe Anforderungen. 

Vererbung einer hochpreisig vermieteten Immobilie: Was ist als Rohertrag anzusetzen? 

Als Rohertrag, der für die Bewertung im Ertragswertverfahren maßgeblich ist, ist bei einem bebauten 

Grundstück grundsätzlich die vertraglich vereinbarte Miete anzusetzen. Diese gilt jedoch nicht mehr 

als üblich, wenn sie von der Spanne des verwendeten Mietspiegels mehr als 20 % nach unten oder 

nach oben abweicht. Hintergrund: X war zusammen mit seiner Mutter Miteigentümer eines mit 14 Woh-

nungen bebauten Grundstücks. Im Jahr 2012 verstarb die Mutter und wurde von X beerbt. In seiner 

Erklärung zur Bedarfswertfeststellung setzte X für die Ermittlung des Gebäudeertragswerts einen jähr-

lichen Rohertrag an. Für einige Einheiten setzte er die vertraglich vereinbarte Nettokaltmiete an. Für 

weitere Einheiten legte er die Mittelwerte des Mietspiegels zugrunde, da bei diesen die tatsächliche 

Miete um mehr als 20 % höher war als die im Mietspiegel ausgewiesenen Mittelwerte. Das Finanzamt 

setzte als übliche Miete nicht den Mittelwert, sondern den obersten Wert der im Mietspiegel ausgewie-

senen Spanne an. Es kam dadurch bei 2 Einheiten zu Abweichungen der tatsächlichen Miete von der 

üblichen Miete um mehr als 20 %. Als Rohertrag für diese 2 Einheiten setzte es den Mittelwert des 

Mietspiegels an. Im Übrigen blieb es bei dem Ansatz der höheren vertraglich vereinbarten Miete. Das 

Finanzgericht folgte dem Finanzamt und wies die Klage ab. Entscheidung: Der Bundesfinanzhof ent-

schied, dass sich die Überschreitung der 20 %-Grenze nach den Spannenwerten des Mietspiegels 

bemisst. Zur Begründung führten die Richter aus: Für Grundstücke oder Grundstücksteile, die der Ei-

gentümer dem Mieter zu einer um mehr als 20 % von der üblichen Miete abweichenden tatsächlichen 

Miete überlassen hat, ist die übliche Miete anzusetzen. Für die Prüfung der 20 %-Grenze ist bei Zu-

grundelegung eines Mietspiegels nicht auf den Mittelwert, sondern auf den untersten bzw. obersten 

Wert der Mietpreisspanne abzustellen. Eine Miete, die mehr als 20 % niedriger ist als der untere Wert 

der Spanne bzw. zu mehr als 20 % höher ist als der obere Wert der Spanne, ist nicht mehr ortsüblich. 

Nach Auffassung des Bundesfinanzhofs sind damit alle Mietwerte innerhalb der Spannbreite des Miet-

spiegels als üblich anzusehen. Erst die Überschreitung bzw. Unterschreitung der jeweiligen Grenz-

werte führt zur Unüblichkeit. Auf den Mittelwert kann nicht abgestellt werden. Denn das könnte zu dem 

sinnwidrigen Ergebnis führen, dass ein Mietpreis, der noch innerhalb der Spannbreite des Mietspiegels 

liegt, wegen einer die 20 %-Grenze überschreitenden Abweichung vom Mittelwert zu einer Verwerfung 

der vereinbarten Miete führt. 

Vollstreckung: Laufende Hauskosten sind keine unentgeltlichen Zuwendungen 

Befindet sich ein Steuerpflichtiger mit der Einkommensteuer im Rückstand, können auch Empfänger 

von unentgeltlichen Zuwendungen dafür in Anspruch genommen werden. Laufende Kosten für ein Ein-

familienhaus, das der Steuerpflichtige mit seinem Ehegatten bewohnt, stellen jedoch keine unentgelt-

lichen Zuwendungen dar, wenn das Haus im Alleineigentum des Ehegatten steht. Hintergrund: Die 

Ehefrau F wurde im Jahr 2010 mit ihrem Ehemann M zusammen zur Einkommensteuer veranlagt. Sie 
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wohnten gemeinsam mit ihren 2 minderjährigen Kindern in einem Einfamilienhaus. An diesem waren 

sie zunächst hälftige Miteigentümer. Im Jahr 2005 nahmen sie gemeinschaftlich ein Finanzierungsdar-

lehen auf. Im Jahr 2007 übertrug M seinen Miteigentumsanteil an F, diese übernahm auch die auf dem 

Grundstück lastenden Grundschulden. Der Zins- und Tilgungsdienst sowie das Darlehen selbst ver-

blieben anteilig bei M. Auf Antrag der F teilte das Finanzamt die Einkommensteuer 2010 auf. Dabei 

entfielen 100 % des rückständigen Betrags auf M. Zugleich nahm das Finanzamt die F in Höhe von 

53.000 EUR in Anspruch. Nach Ansicht des Finanzamts erbrachte M neben einem unstreitigen Zah-

lungsbetrag in Höhe von 9.000 EUR dadurch, dass er sämtliche Aufwendungen für das Einfamilien-

haus trug, weitere unentgeltliche Zuwendungen in Höhe von 44.000 EUR an F. Das Finanzgericht gab 

der Klage im Umfang des streitigen Betrags von 44.000 EUR statt. Entscheidung: Der Bundesfinanzhof 

bestätigte das Finanzgerichtsurteil im Ergebnis und entschied, dass Zuwendungen des M an F vorla-

gen. Zur Begründung führten die Richter aus: Eine Zuwendung i. S. d. § 278 Abs. 2 Satz 1 AO ist jede 

Übertragung eines Vermögensgegenstands aus dem Verfügungsbereich eines Gesamtschuldners in 

den Verfügungsbereich des anderen Gesamtschuldners (Vermögensverschiebung). Eine Bereiche-

rung des Empfängers ist gegeben, wenn dieser über das Zugewendete im Verhältnis zum Leistenden 

tatsächlich und rechtlich frei verfügen kann. Eine Zuwendung erfolgt zudem unentgeltlich, wenn sie 

ohne eine Gegenleistung oder ohne die marktübliche Gegenleistung erfolgt. Maßgebend ist die objek-

tive Unentgeltlichkeit, die nicht durch subjektive, im Eheverhältnis liegende Motive für die Zuwendung 

in Frage gestellt werden kann. Mit den Zahlungen auf das gemeinsam aufgenommene Darlehen er-

brachte M keine Zuwendung an F. Denn er leistete auf seine eigene Schuld. Dazu war er als Darle-

hensnehmer und Gesamtschuldner gegenüber der Bank verpflichtet. Diese Zahlungen wirkten zwar 

auch zugunsten der F, weil diese durch die Leistung des M im Außenverhältnis von einer Verbindlich-

keit befreit wurde. Eine Zuwendung lag darin allerdings nicht, weil M kein zivilrechtlicher Ausgleichs-

anspruch gegen F zustand, auf den er hätte verzichten können. Nur in einem solchen Verzicht auf den 

Ausgleichsanspruch könnte eine Zuwendung liegen. Im vorliegenden Fall bestand kein entsprechen-

der Ausgleichsanspruch. Denn wenn Ehegatten gemeinsam ein Darlehen für gemeinschaftliche Zwe-

cke aufnehmen und nur ein Ehegatte in der Lage ist, die Zins- und Tilgungsleistungen zu erbringen, 

scheidet ein Ausgleichsanspruch gegenüber dem anderen Ehegatten regelmäßig aus. Daran ändert 

sich nichts dadurch, dass das gemeinsam bewohnte Haus seit 2007 im Alleineigentum der F stand. 

Denn es handelte sich weiterhin um gemeinschaftliche Zwecke der Eheleute, weil diese das Haus 

weiterhin gemeinsam mit ihren Kindern als Familienheim bewohnten. M erfüllt durch die Zahlung der 

laufenden Hauskosten lediglich seine ihm obliegende Unterhaltspflicht. Bei der gegenseitigen Ver-

pflichtung der Eheleute, ihre Familie angemessen zu unterhalten, handelt es sich um die bedeutsamste 

Ausprägung der ehelichen Grundpflicht zur Lebensgemeinschaft. Ein wesentlicher Bestandteil des Un-

terhalts ist die Gewährung einer angemessenen Wohnung. Auch hier kam es nicht darauf an, dass das 

Haus ab 2007 im Alleineigentum der F stand. 
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6. Steuerrecht Arbeitnehmer 

Verspätete Gehaltszahlung: Arbeitgeber haftet für gekürztes Elterngeld 

Führt eine verspätete Gehaltszahlung dazu, dass einem Arbeitnehmer ein geringeres Elterngeld aus-

gezahlt wird, hat der Arbeitnehmer Anspruch auf Schadensersatz. Deshalb muss der Arbeitgeber den 

Differenzbetrag erstatten. Hintergrund: Der Arbeitgeber hatte einer schwangeren Mitarbeiterin den 

Bruttolohn für die Monate Oktober, November und Dezember 2017 erst im März des Jahres 2018 

gezahlt. Dies führte dazu, dass diese 3 Monate für die Berechnung des Elterngeldes der Arbeitnehme-

rin mit 0 EUR angesetzt wurden. Die Nichtberücksichtigung des zu spät gezahlten Lohns führte bei der 

Arbeitnehmerin dazu, dass ihr monatliches Elterngeld nur 348,80 EUR anstatt 420,25 EUR betrug. Die 

Arbeitnehmerin klagte auf Erstattung der entstandenen monatlichen Differenz. Entscheidung: Die 

Klage vor dem Landesarbeitsgericht hatte Erfolg. Das Gericht entschied, dass der Arbeitgeber die Dif-

ferenz als Schadensersatzanspruch schuldet. Er befand sich mit der Zahlung des Lohns in Verzug und 

handelte schuldhaft. Die Klägerin hatte ihm den Mutterpass vorgelegt, in dem der Betriebsarzt ein Be-

schäftigungsverbot im September 2017 festgestellt hatte. Der Arbeitgeber konnte das erst wenige Mo-

nate zuvor begründete Arbeitsverhältnis auch nicht mit der Begründung anfechten, dass die Arbeitneh-

merin ihn bei Abschluss des Arbeitsvertrags nicht über die bereits bestehende Schwangerschaft un-

terrichtet hatte. Die Anfechtung hielten die Richter für unwirksam. 

 

7. Steuerrecht Unternehmer 

Gewerbesteuer: Aufteilung der Besteuerungsgrundlagen bei Mitunternehmern 

Bei der Gewerbesteuer kommt bei Mitunternehmern die Aufteilung der Besteuerungsgrundlagen im 

Sinne des § 35 EStG zur Anwendung. Hintergrund: Die Kläger waren in den Jahren 2012 und 2013 an 

einer KGaA beteiligt. Die Kläger erhielten folgende Vergütungen: Die AD GmbH & Co. KG und die E 

GmbH erhielten jeweils eine gewinnunabhängige Vergütung, Herr C sowohl eine gewinnabhängige als 

auch eine gewinnunabhängige Vergütung in Form einer Pkw-Überlassung und eines Pensionsan-

spruchs. In den Feststellungserklärungen berücksichtigte die Klägerin den Gewerbesteuermessbetrag 

und die tatsächlich zu zahlende Gewerbesteuer nicht bei der E GmbH, da ihr kraft Rechtsform keine 

Steuerermäßigung zustand. Nachdem die Veranlagung zunächst erklärungsgemäß erfolgt war, erließ 

das Finanzamt nach einer Betriebsprüfung Änderungsbescheide. In diesen teilte es die Besteuerungs-

grundlagen im Sinne des § 35 EStG nach dem allgemeinen Gewinnverteilungsschlüssel auf. Dabei 

blieben Vorabgewinne sowie gewinnabhängige und gewinnunabhängige Vergütungen unberücksich-

tigt. Als Folge daraus setzte das Finanzamt die Besteuerungsgrundlagen für die Beteiligten auf 0 EUR 

fest. Entscheidung: Die Klage hatte teilweise Erfolg. Die Änderungsbescheide verletzten den Kläger in 

seinen Rechten, jedoch lediglich bezüglich der Höhe der gesondert festzustellenden Beträge. Zur wei-

teren Begründung führten die Richter aus: Das Gesetz sieht in Bezug auf persönlich haftende Gesell-

schafter einer KGaA keinen ausdrücklichen Aufteilungsmaßstab vor, aus der Gesetzessystematik und 

unter zusätzlicher Heranziehung der Gesetzeshistorie ergibt sich dieser aber. Nach Auffassung des 

Finanzgerichts wird der persönlich haftende Gesellschafter dem Wortlaut des Gesetzes nach mit der 
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Personengruppe "Mitunternehmer" gleichgestellt. Dies stellt eine gesetzgeberische Grundentschei-

dung dar. Da für Mitunternehmer der Aufteilungsmaßstab nach dem allgemeinen Gewinnverteilungs-

schlüssel gilt, ist dieser daher auch für persönlich haftende Gesellschafter einer KGaA anzuwenden. 

Im Übrigen wollte der Kläger einen Aufteilungsmaßstab anwenden, der im Gesetzeswortlaut nicht vor-

gesehen ist. Die Unternehmenssteuerreform kann nur so zu verstehen sein, dass der Gesetzgeber 

lediglich eine Klarstellung erreichen wollte, dass die KGaA nur wie eine Mitunternehmerschaft zu be-

handeln ist. Auch führt die Auslegung nicht zu einem sinnwidrigen Ergebnis, da auf Ebene der KGaA 

die Sondervergütungen für Zwecke der Gewerbesteuer neutralisiert und im Gegenzug beim persönlich 

haftenden Gesellschafter gekürzt werden. Folglich verbleibt die Belastung der Sondervergütung nicht 

wie aufgeführt beim persönlich haftenden Gesellschafter, sondern bei der KGaA. Dies wiederum steht 

mit der Besteuerung von Mitunternehmerschaften im Einklang. 

Verkauf durch Händler, Versand durch Amazon: Wer ist Leistungsempfänger? 

Nutzt ein Verkäufer das Modell "Verkauf durch Händler, Versand durch Amazon", ist Leistungsemp-

fänger der Warenlieferung der Endkunde. Denn ihm wird die Verfügungsmacht am Gegenstand der 

Lieferung verschafft. Hintergrund: Die niederländische A-B.V. besaß ein Lager in den Niederlanden. 

Der Verkauf an deutsche Kunden erfolgte überwiegend über die Internetseiten von Amazon. Wurde 

die Option "Verkauf durch A-B.V., Versand durch Amazon" gewählt, sandte die A-B.V. die Waren aus 

den Niederlanden an diverse Logistikzentren von Amazon in der EU. Die Waren für deutsche Privat-

kunden wurden überwiegend in deutsche Logistikzentren, die Tochterunternehmen von Amazon wa-

ren, geliefert. Diese lagerten die Ware für Amazon ein und stellten sie zum Verkauf an die Endkunden 

bereit. Amazon konnte dabei die angelieferten Waren eigenständig auf andere Logistikzentren vertei-

len. Die Waren wurden über Amazon direkt an die Privatkunden verkauft. Die Inkasso-Vereinbarung 

sah die Einziehung des Kaufpreises sowie der Umsatzsteuer vor. Die A-B.V. erklärte steuerfreie inner-

gemeinschaftliche Lieferungen an Amazon mit Sitz in Luxemburg. Das Finanzamt unterwarf die Um-

sätze dagegen der deutschen Umsatzsteuer. Es ging davon aus, dass die A-B.V. im Rahmen der Op-

tion "Verkauf durch die A-B.V., Versand durch Amazon" bzw. "fulfillment by amazon" (Auftragsabwick-

lung durch Amazon) Lieferungen an deutsche Endkunden ausgeführt hatte. Ein Verkauf der Ware an 

Amazon lag nicht vor. Mit der Einlagerung der Waren in die Logistikzentren führte die A-B.V. ein inner-

gemeinschaftliches Verbringen aus. Die nach der Einlagerung getätigten Lieferungen an die inländi-

schen Kunden waren steuerbar und im Rahmen der Versandhandelsregelung in Deutschland steuer-

pflichtig. Entscheidung: Der Bundesfinanzhof hielt das Urteil des Finanzgerichts, das die Klage abge-

wiesen hatte, für zutreffend. Die A-B.V. hatte Lieferungen an deutsche Endkunden ausgeführt und 

dafür Amazon als sog. Fulfillment-Dienstleister eingeschaltet. Der Kaufvertrag des Endkunden kam mit 

der A-B.V. zustande. Auch die übermittelte Rechnung wies die A-B.V. als Verkäuferin aus. Die A-B.V. 

bevollmächtigte Amazon, mit Wirkung für und gegen sie Kaufverträge abzuschließen. Bei dem Vertrag 

mit Amazon handelte es sich um einen Dienstleistungsvertrag, aufgrund dessen Amazon im Namen 

der A-B.V. Kaufverträge für diese abschloss, während der Versand und das Inkasso durch Amazon in 

eigenem Namen, aber im Auftrag der A-B.V. erfolgte. Die Leistungen von Amazon bestanden in der 

Einlagerung und Versendung der Waren an die Kunden und ggf. in der Entgegennahme von Kunden-

Rücksendungen. Vertragspartner der A-B.V. war stets der Endkunde, der lediglich über Amazon die 
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Ware von der A-B.V. erwarb. Dementsprechend wurde auch auf den Internetseiten von Amazon aus-

drücklich darauf hingewiesen, dass der Verkauf durch die A-B.V. und nur der Versand durch Amazon 

erfolgte. Soweit die A-B.V. Ware aus den Niederlanden in ein deutsches Logistikzentrum von Amazon 

verbrachte, verwirklichte sie damit ein innergemeinschaftliches Verbringen, das in den Niederlanden 

steuerfrei war. In Deutschland fand ein innergemeinschaftlicher Erwerb statt, bei dem die A-B.V. zum 

Vorsteuerabzug berechtigt war. Das gilt auch, soweit Waren der A-B.V. in ein Amazon Logistikzentrum 

in einem anderen Mitgliedstaat der EU verbracht wurden. 

Voraussetzungen für eine erweiterte Gewerbesteuerkürzung einer Grundbesitzverwal-

tung 

Keine ausschließliche Grundbesitzverwaltung liegt vor, wenn ein Grundstücksunternehmen sein einzi-

ges Grundstück veräußert und erst 7 Monate später ein neues Grundstück erwirbt. Die erweiterte Ge-

werbesteuerkürzung kann deshalb nicht gewährt werden. Hintergrund: Die Klägerin war eine GmbH & 

Co. KG und im Bereich der Immobilien-Vermögensverwaltung tätig. Zum 1.1.2013 verkaufte sie ihre 

einzige Immobilie. Erst am 1.8.2013 erwarb sie ein neues Objekt. Für das Jahr 2013 erzielte die Ge-

sellschaft einen Gewerbeertrag von 2.556.000 EUR. In Höhe von 2.387.000 EUR machte sie eine 

erweiterte Gewerbesteuerkürzung geltend. Das Finanzamt verwehrte die Kürzung. Seiner Meinung 

nach hatte die Gesellschaft nicht durchgängig während des gesamten Erhebungszeitraums ihren ei-

genen Grundbesitz verwaltet. Entscheidung: Das Finanzgericht folgte den Argumenten des Finanz-

amts und wies die Klage ab. Die Voraussetzungen für eine erweiterte Gewerbesteuerkürzung lagen 

nicht vor. Ob ein Unternehmen "ausschließlich" eigenen Grundbesitz verwaltet – wie es für die erwei-

terte Kürzung erforderlich ist – muss bezogen auf einen Zeitraum betrachtet werden. Solange ein Un-

ternehmen tätig ist, muss seine Haupttätigkeit durchgängig in der Verwaltung und Nutzung eigenen 

Grundbesitzes bestehen. Im vorliegenden Fall verfügte die Klägerin für 7 Monate über keinen Grund-

besitz. Dies stand der erweiterten Kürzung entgegen. Nicht ausreichend war nach Ansicht des Finanz-

gerichts, dass in diesem Übergangszeitraum die Absicht einer weiteren Grundstücksnutzung fortbe-

stand. 

Wann beginnt eine Außenprüfung? 

Eine Außenprüfung kann schon mit einer Aufforderung zur Vorlage von Aufzeichnungen, Büchern, 

Geschäftspapieren beginnen. Mit dem Beginn der Außenprüfung ist die Festsetzungsfrist gehemmt. 

Hintergrund: Die Klägerin war als Vermieterin und Maklerin tätig. Mit dieser Tätigkeit erzielte sie Ein-

künfte aus Gewerbebetrieb. Ihre Umsätze unterlagen der Umsatzsteuer. Sie gab am 31.3.2009 ihre 

Einkommen- und Umsatzsteuererklärung ab. Die Gewerbesteuererklärung wurde zusammen mit einer 

berichtigten Umsatzsteuererklärung am 14.5.2009 eingereicht. Der Prüfer vermerkte hierzu hand-

schriftlich: "VZ 2007 in 2009 eingegangen – Verjährung per 31.12.2013". Der Klägerin wurde eine Prü-

fungsanordnung mit Datum v. 22.1.2013 für die Einkommen-, Gewerbe- und Umsatzsteuer 2007 be-

kanntgegeben. Laut Ankündigung sollte der Prüfungsbeginn im Zeitraum vom 1.3.2013 bis 30.4.2013 

erfolgen. Der Prüfungsanordnung war zudem eine Anlage beigefügt, in der es hieß: "Bitte übersenden 

Sie bereits jetzt – also vor Prüfungsbeginn – folgende Unterlagen an die prüfende Stelle: Daten-Archiv-

CD der Finanzbuchhaltung". Daraufhin übersandte der steuerliche Berater am 26.3.2013 die digitalen 
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Unterlagen. Laut einem handschriftlichen Vermerk in der Betriebsprüfungsakte forderte der Prüfer am 

19.11.2013 die digitalen Daten für den Bereich "Grundstücksvermittlung" bei der Klägerin an. Als Prü-

fungsbeginn wurde im Betriebsprüfungsbericht der 16.12.2013 angegeben. Am 28.4.2017 ergingen 

aufgrund der Feststellungen des Prüfers geänderte Bescheide über Einkommensteuer, Gewerbesteu-

ermessbetrag und Umsatzsteuer für die Jahre 2007 bis 2010. Die Klägerin vertrat die Auffassung, dass 

bereits Festsetzungsverjährung eingetreten war. Entscheidung: Die Klage hatte keinen Erfolg. Das 

Finanzgericht entschied, dass der Ablauf der Festsetzungsfrist gehemmt war, da mit einer Außenprü-

fung begonnen worden war. Als Prüfungsbeginn sah das Finanzgericht den 19.11.2013 an. Den Ver-

merk ordnet das Gericht in der Weise ein, dass der Prüfer die ihm vorliegenden Unterlagen, also u. a. 

die übersandte Daten-CD, zu diesem Zeitpunkt jedenfalls gesichtet und festgestellt hat, dass die so-

dann angeforderten Unterlagen für den Bereich "Grundstücksvermittlung" nicht vorlagen. Mit diesen 

Prüfungshandlungen hatte nach Ansicht des Gerichts die Prüfung begonnen. 

Wie die Kleinunternehmerregelung bei Übernahme eines Unternehmens funktioniert 

Bei einer Gesamtrechtsnachfolge zählt für die Kleinunternehmerregelung nicht der Vorjahresumsatz 

des Rechtsvorgängers, sondern der voraussichtliche Umsatz des Erwerbers. Für die Bestimmung des 

Erstjahres kommt es auch nicht auf die Ausführung tatsächlicher Umsätze an. Hintergrund: Im Frage-

bogen zur steuerlichen Erfassung beim Finanzamt meldete der Kläger eine Neugründung zum 

1.1.2014 an und schätzte die Umsätze für das Jahr 2014 auf 15.000 EUR. Deshalb erteilte der Kläger 

für 2014 Rechnungen ohne offen ausgewiesene Umsatzsteuer mit dem Hinweis auf die Kleinunterneh-

merregelung. Das Finanzamt wendete die Kleinunternehmerregelung für 2014 jedoch nicht an und 

besteuerte die Umsätze mit 19 %. Seiner Ansicht nach war die für das Neugründungsjahr maßgebliche 

voraussichtliche Umsatzgrenze von 17.500 EUR mit tatsächlich 94.612 EUR Umsatz deutlich über-

schritten worden. Dies war bei Beginn der Gewerbetätigkeit am 1.1.2014 klar erkennbar gewesen, da 

der Kläger den Online-Handel seiner Ehefrau übernommen hatte. Der Kläger war jedoch der Ansicht, 

dass er das Unternehmen schon im Jahr 2013 durch Wareneinkäufe gegründet hatte. Für 2014 war 

deshalb die voraussichtliche Umsatzgrenze von 50.000 EUR maßgeblich, deren Überschreitung nicht 

absehbar gewesen war. Entscheidung: Die Klage vor dem Finanzgericht hatte Erfolg. Der Kläger 

durfte im Jahr 2014 die Kleinunternehmerregelung zu Recht anwenden. Die unternehmerische Tätig-

keit beginnt bereits mit sog. Vorbereitungshandlungen, wenn diese nach den Umständen des Einzel-

falls objektiv erkennbar der Vorbereitung der beabsichtigten Tätigkeit dienen. Aufgrund von Vorberei-

tungshandlungen durch Einkäufe war der Kläger bereits 2013 Unternehmer geworden, sodass 2013 

als Erstjahr im Sinne der Kleinunternehmerregelung anzusehen war. Daher war der Kläger 2014 Klein-

unternehmer, da sein Bruttoumsatz des Vorjahres 2013 17.500 EUR nicht überstieg und im laufenden 

Jahr 2014 50.000 EUR voraussichtlich nicht übersteigen wird. Der Kläger bestellte auf seinen Namen 

Ware, die ihm am 30.12.2013 geliefert wurde. Auch meldete er bereits im Jahr 2013 seinen Account 

auf der Verkaufsplattform an, über die ab 2014 die Verkäufe erfolgten. Im Jahr 2013 meldete der Kläger 

auch sein Gewerbe an. Dass hier und im Fragebogen zur steuerlichen Erfassung als Beginn der Tä-

tigkeit der 1.1.2014 angegeben wurde, war für die Richter nicht maßgeblich, da im Jahr 2013 Vorbe-

reitungshandlungen erfolgten. Die Überschreitung der Grenze von 50.000 EUR war zudem unschäd-

lich, da dies zu Beginn des Kalenderjahres noch nicht absehbar war und die vom Kläger insoweit vor-

genommene Prognose zu Beginn des Jahres von einem Umsatz unterhalb der maßgeblichen Grenze 
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von 50.000 EUR nicht zu beanstanden war. Die Prognose des Unternehmers ist nur dann nicht maß-

gebend, wenn bereits zu Jahresbeginn mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit aufgrund 

zwingender Indizien von einem Überschreiten ausgegangen werden muss. Angesichts der von seiner 

Ehefrau im Jahr 2013 durch ein vergleichbares Gewerbe erzielten Umsätze von 40.404 EUR erschien 

diese Prognose nachvollziehbar. Für die Anwendung der Kleinunternehmerregelung war ebenfalls 

nicht schädlich, dass der Kläger das eingestellte Unternehmen seiner Ehefrau übernommen hatte. 

Nicht der Vorjahresumsatz des Rechtsvorgängers, sondern der voraussichtliche Umsatz des Erwer-

bers ist nämlich maßgebend. 

Zur Veräußerung einer bereits abgeschriebenen Immobilie 

Wurde ein vereinbarter und bezahlter Kaufpreis nicht nur zum Schein getroffen und stellt er keinen 

Gestaltungsmissbrauch dar, ist er grundsätzlich der Besteuerung zugrunde zu legen. Wird bei dem 

Verkauf das negative Kapitalkonto des Verkäufers übernommen, gehört der Betrag des Kapitalkontos 

zu den Anschaffungskosten des Käufers – allerdings nur insoweit, wie er durch die Übernahme tat-

sächlich wirtschaftlich belastet ist. Hintergrund: Die X-GbR erwarb im Jahr 1997 eine Immobilie. Im 

Jahr 2007 veräußerten die Gesellschafter 94 % ihrer GbR-Anteile an eine Familienstiftung F, zu deren 

Destinatären sie selbst zählten. Bis zur Anteilsveräußerung hatte die GbR Abschreibungen in Anspruch 

genommen. Auf den Kaufpreis wurden die übernommenen Verbindlichkeiten und das negative Kapi-

talkonto angerechnet. Die Summe wurde als Anschaffungskosten der Neugesellschafterin F in einer 

Ergänzungsrechnung erfasst und auf Grund und Boden, Gebäude und Umbau/Sanierung aufgeteilt. 

Das Finanzamt ging von einem unangemessen hohen Kaufpreis aus und korrigierte dementsprechend 

die Abschreibung und den Schuldzinsenabzug. Das Finanzgericht wies die Klage gegen die Feststel-

lungsbescheide ab. Entscheidung: Der Bundesfinanzhof hob das Finanzgerichtsurteil auf und gab der 

Klage statt. Die Aufteilung der Anschaffungskosten auf Grund und Boden, Gebäude und Sanierung 

war hier anzuerkennen. Die geltend gemachte Abschreibung und die Zinsaufwendungen waren anteilig 

als Werbungskosten bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung zu berücksichtigen. Entsteht 

einem Gesellschafter einer vermögensverwaltend tätigen GbR Aufwand für den Erwerb seiner Gesell-

schafterstellung, müssen diese Anschaffungskosten in einer separaten Ergänzungsrechnung zur 

Überschussrechnung der Gesellschaft erfasst und auf die Wirtschaftsgüter des Gesamthandsvermö-

gens verteilt werden. Die für die Gewinnermittlung einer Mitunternehmerschaft geltenden Grundsätze 

sind beim Erwerb eines Anteils an einer vermögensverwaltend tätigen Personengesellschaft entspre-

chend anzuwenden. Bei der vermögensverwaltenden Personengesellschaft beziehen sich die An-

schaffungskosten eines neu eintretenden Gesellschafters nicht nur auf die nicht im Rahmen der Ein-

künfteermittlung der Gesellschaft ausgewiesenen Werte (stille Reserven), sondern auf den gesamten 

von ihm erworbenen Bruchteil an den gesamthänderisch gehaltenen Wirtschaftsgütern. Daher sind in 

der Ergänzungsrechnung seine gesamten Anschaffungskosten auszuweisen und nach den für ihn 

maßgeblichen Restnutzungsdauern abzuschreiben. Übernimmt der Erwerber mit einem Gesellschafts-

anteil an einer vermögensverwaltenden Personengesellschaft auch das negative Kapitalkonto des Ver-

äußerers, gehört der Betrag des Kapitalkontos nur insoweit zu den Anschaffungskosten des Erwerbers, 

als dieser durch die Übernahme tatsächlich wirtschaftlich belastet wird. F hat das von den Altgesell-

schaftern übernommene negative Kapitalkonto vereinbarungsgemäß ausgeglichen. Sie war insoweit 
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tatsächlich wirtschaftlich belastet. Ist für die Anschaffung eines zum Gesamthandsvermögen gehören-

den Grundstücks mit aufstehendem Gebäude ein Gesamtkaufpreis gezahlt worden, ist der Kaufpreis 

zur Ermittlung der Abschreibungs-Bemessungsgrundlage in Boden- und Gebäudewert aufzuteilen und 

auf seine Angemessenheit zu überprüfen. Ein von den Vertragsbeteiligten vereinbarter und bezahlter 

Kaufpreis ist grundsätzlich auch der Besteuerung zugrunde zu legen, soweit er nicht nur zum Schein 

getroffen wurde sowie keinen Gestaltungsmissbrauch darstellt. Auch darf die vertragliche Kaufpreis-

höhe oder Kaufpreisaufteilung die realen Werbeverhältnisse nicht in grundsätzlicher Weise verfehlt 

und wirtschaftlich nicht haltbar erscheinen lassen. 
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